
Bundessozialgericht

—;Azoz 2 39 239/68

Verkündet am
160 Dez° 1970

Reg°0bersekretär
Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e 3

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger9 Revisionsbeklegter und

Revisionskläger9

Prozeßbevollmächtigte: „„„„„„„■„„„.„„„„„„.ooo„°„°„„uo

ooooooocoooooooooooocoaoooooooooooooooooocooaooaooooo

Beklagte‚ Revisionsklägerin und
Revisionsbeklagte9

Prozeßbevollmächtigter: o„„„oooooooooooco°„„o„„oooc„o

Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 160 Dezember 1970 durch

Vizepräsident - B r a c k m a n n
‚ — Vorsitzender —7

Bundesrichter Dr° B a r e s e l ,
Bundesriohter Dr° K a i s e r ?
Bundessozialrichter M ü l l e r und

Bundessozialrichter H e n n i n g e r

für Recht erkannt;

Die Urteile des Landessozialgerichts Niedersachsen vom

180 Juli 1968 und des Sozialgerichts Aurich vom 7° De—

zember 1966 werden unter Aufhebung der Kostenentschei—

dungen dahin geändert, daß den Renten des Klägers ein
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Jahresarbeitsverdienst von 4740‚45 DM zugrunde zu
legen.

isto Im übrigen wird die Revision der Beklagten zurück—

gewieseno

Die Revision des Klägers wird als unzulässig verworfen°

Seine Anschließung an die Revision der Beklagten wird

zurückgewieseno

Die Beklagte hat dem Kläger ein Viertel seiner außerge—

richtlichen Kosten zu erstatten„

G r ü n d e

Der am 25„ Oktober 1946 geborene Kläger durchlief vom

10 April 1961 bis zum 300 September 1964 bei den Olympia—

werken die Lehre eines Feinmechanikers° Am 50 Oktober 1964

nahm er in einer Landmaschinenfabrik eine Tätigkeit als

Meschinenarbeiter auf° Am 25° November 1964 verlor er durch

einen Arbeitsunfall die Sehkraft des rechten Augesc

Die Beklagte bewilligte dem Kläger durch Bescheid vom

28„ Mai 1965 vorläufige Rente von 53 1/3 VOHQder Vollrenteo

Dieser Rente legte sie zugunsten des Klägers einen sich

aus dem Dreihundertfachen des Ortslohns ergebenden Jahres—

arbeitsverdienst (JAV) von 3°7809—— DM zugrunde‚ weil der

Kläger im letzten Jahr vor dem Unfall nur eine Lehrlinge—

vergütung von 10170940 DM zuzüglich eines Weihnachtsgeldes

von 85,—— DM sowie einen Akkordlohn
von 887949 DM erhalten

hatte„ ‘

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


__
3

_

. 1 ‘
\ .

Hiergegen hat der Kläger beim Sozialgericht (SG) Aurich

Klage mit der Begründung erhoben, bei der Festsetzung des

JAV sei weder genügend berücksichtigt werden9 daß er zu—

letzt im Akkord gearbeitet? noch daßer den Unfall mit ”"
18 Jahren erlitten habe°

._ w&_ ., ‘

Während des Klageverfahrens setzte die Beklagte die vor»

läufige Rente auf 25 v„Ho der Vollrente herab (Bescheid

vom 260 November 1965) und stellte in dieser Höhe (Be—

scheid vom 26„ August 1966) die Dauerrente fest° In beiden

Bescheiden ging sie ebenfalls von einem JAV von 307809—— DM

ausc

Dases hat durchUrteil vom7° Dezember1é66die Beklagte
unter Änderung ihrer Bescheide verurteilt, die Renten

_
nach einem JAV von 70947,—— DM zu berechnen„ Das Erst—' '

gericht ist der Auffassung? daß der von der Beklagten

festgesetzte JAV im Hinblick auf den vom Kläger zur Zeit

des Unfalls verdienten Lohn unbillig und unter alleiniger

Zugrundelegung dieses Lohnes ein JAV von 7„947‚—— DM ange—

messen sei° . ‘ \;

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen hat durch

Urteil vom 180 Juli 1968 die —
zugelassene

— Berufung der

Beklagten mit der Maßgabe zurückgewiesen‚ daß die Renten

nach einem JAV von 7„936,50 DM zu berechnen seien° Zur Be—

gründung hat es im wesentlichen ausgeführts

Nach 5 571 Abs° 1 der Reichsversicherungsordnung (RVO)D_.

sei der JAV zunächst nach dem im letzten Jahr vor dem V

Unfall erzielten tatsächlichen Arbeitseinkommen zu be—

rechnen° Dazu gehörten —
trotz Bedenken — die Lehrlinge—

vergütung von insgesamt 10255‚4O DM und der Verdienst aus

Akkordarbeit von 887949 DM° Für die beschäftigungslose

Zeit vom 1° bis 4„ Oktober 1964 sei nach 5 571 Abs„ 1
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Satz 2 BVD ein Betrag von 36930 DManzusetzen° Das sich

somit ergebende Arbeitseinkommen von 20179,19 DM müsse?

da der Kläger den Unfall im Alter von 18 Jahren erlitten

habe, nach 5 573 Abs° 2 BVD angepaßt werden° Im Zeitpunkt

des Unfalls habe der Kläger Arbeiten verrichtet9 welche

nach dem für ihn maßgeblichen Tarifvertrag zur Tätigkeits—

gruppe 4 gehörteno Der Tarifvertrag sehe für diese Tätig—

keitsgruppe einen Akkordrichtsatz von 2966 DM pro Arbeits—

stunde vor° Dieser Betrag erhöhe sich im Hinblick auf den

Gruppendurchschnitt im Akkord (159 voHo) auf 3‚70 DM° Bei'

einer wöchentlichen Arbeitszeit von 41 1/4 Stunden ergebe

sich ein Jahresarbeitseinkommen von 70936‚50 DMo In dieser

Höhe sei sonach der JAV festzusetzen° Dieser sei höher als

das Dreihundertfache des für den Regierungsbezirk Aurich

im Jahre 1964 festgelegten Ortslohnso Er erscheine auch

nicht unbillig, so daß für die Anwendung des 9 577 EVO
kein Raum sei°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt° Sie hat

es, nachdem auf ihren Antrag die Begründungsfrist durch

Verfügung vom 12° September 1968 um einen Monat verlängert

worden war? im wesentlichen wie folgt begründet:

Zu Unrecht habe das LSG den nach 5 571 Abs„ 1 RVG errech—

neten JAV nach der Vorschrift des 5 575 Abso 2 RVO ange—
paßt; der Tarifvertrag enthalte beim Akkordrichtsatz‚ also

in dem zur Bestimmung des Lohns für eine Vergleichspcrson

maßgeblichen Teil? keine Lohnabstufungen7 die sich nach

dem Lebensalter richteteno Das Berufungsgericht habe die

durch den Tarifvertrag geschaffenen Gegebenheiten verkannt

und damit die Grenzen seiner richterlichen Überzeugunge—

bildung überschritteno @ 575 Abs„ 2 RVO könne im Falle des
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Klägers auch deshalb nicht angewendet werden, weil diese

;

Vorschrift als Ausnahme von der Regel des @ 571 Abs° 1

RVG nur eine zukünftige Einkommensentwicklung berück—

sichtige und lediglich gestatte, den JAV den nach dem

Arbeitsunfall eintretenden tariflichen Altersabstufungen

anzupassen° Wenn @ 573 Abs° 2 BVD anwendbar sei, müsse

ton der Altersstaffel für Zeitlöhne und nicht, wie das
LSG verfahren sei, vom Akkordrichtsatz ausgegangen wer—

den()
\ 1w 1

Der Prozeßbevollmächtigte des Klägers hat ebenfalls gegen

das ihm am 15, August 1968 zugestellte Urteil des LSG mit

Schriftsatz vom 120 September 1968 Revision eingelegt, Die

Verlängerung der Frist zur Begründung seines Rechtsmittels

hat er nicht beantragt° Mit Schriftsatz vom 22, Oktober

1968 hat er seine Revision damit begründet, daß das SG

den JAV zu Recht nach @ 577 RVO auf 7,947,—— DM festge3etzt

habe, Im Schriftsatz vom 23, Oktober 1968 hat er ausgeführt,

daß er sein Rechtsmittel rechtzeitig begründet habe, weil

die devisionsbegründungsfrist durch richterliche Verfügung

von 12, September 1968, welche nicht an einen bestimmten

Fetciligten gerichtet gewesen und auch ihm zugestellt wor—
den sei, auch zugunsten seines Mandanten verlängert werden

sei; jedenfalls sei diesem wegen seines Vertrauens in die
V

Wirksamkeit dieser Verfügung Wiedereinsetzung in den vori—

gen Stand zu gewähren, Auf den Hinweis der Beklagten, der

Kläger habe sich, falls seine Revision nicht zulässig sei,

rechtswirksam ihrer — von der Beklagten eingelegten — Revi—

sion angeschlossen, hat der Prozeßbevollmächtigte des Klä—

gers im Schriftsatz vom 150 November 1968 und in der-münd—

lichen Verhandlung erwidert°

\ —
mit; af 1
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Die Beklagte beantragt?

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die

Klage absuweisen sowie die Revision des Klägers

zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt?

die Revision der Beklagten zurückzuweisen sowie

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG zurück—

zuweiseno

II

Die von beiden Beteiligten eingelegten Revisionen sind

nach @ 162 Abs° 1 Nr„ 1 des SOzialgerichtsgesetzes (SGG)

statthafto Das Rechtsmittel des Klägers ist jedoch nicht

zulässig? weil es nicht fristgerecht begründet worden ist„

Die der Beklagten nach @ 164 Abs() 1 Satz 2 SGG antragsgemäß

bewilligte Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist wirkt

sich nicht ohne weiteres zugunsten der vom Kläger selbstän—

dig eingelegten Revision aus (BVerwG 5? 2339 254; Rohwer—

Kahlmann, Aufbau und Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit2

Randnro 38 zu 5 164 SGG)° Für jeden Prozeßbeteiligten lau—

fen die Rechtsmittelfristen gesonderto Eine Verlängerung

der Revisionsbegründungsfrist erfolgt nach 5 164 Abs° 1

Satz 2 SGG auf Antrag durch den Vorsitzenden; er hat mangels

eines solchen Antrags zugunsten des Klägers eine Verlänge—

rung nicht verfügte Diesem ist allerdings die Verfügung

des Vorsitzenden des Senats vom 120 September 1968? durch

welche auf den Antrag der Beklagten die Revisionsbogründungs—

frist verlängert worden ist9 bekanntgegeben worden„ Die

- . _
'
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Bekanntgabe dieser Verlängerung an den Revisionsbeklagten

ist aber erforderlich‚ weil sich hierdurch für diesen die

Frist zur Einlegung der Anschlußrevision erweitert (@ 202

SGG i„V°m° @ 556 Abs° 1 ZPO; RGZ 1569 156; BGH? LM Nr° 15

zu @ 233 ZPO; Stein—Jonas9 ZPO, 18° Aufl„9 Bd° 119 Anm„ I

3 zu 5 556; Wieczorek, ZPO, Bd° III‚'So 359 Anm„ B II b 2

zu © 5547 3° 381 Anm° B III a 1 zu @556)° Der Prozeßbe—
vollmächtigte des Klägers konrte die Verfügung vom 120 Sep—_

tember 1968 nicht auf seine Revision beziehen‚ weil er die—

se zu diesem Zeitpunkt noch nicht eingelegt hatte; seine

Revisionsschrift vom 12° September 1968 ist am darauffol—

genden Tag beim Revisionsgericht eingegangenu Ein Grund

zur Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen der Ver—

säumung der Revisionsbegründungsfrist liegt somit nicht

v0r (@ 67 SGG)° Die mit Schriftsatz vom 12° September [

1968 eingelegte Revision des Klägers ist daher unzulässige

‘
\ 1»a ‘ 1 . „

Der Schriftsatz des Prozeßbevollmächtigten des Klägers vom

220 Oktober 1968 genügt indessen in Verbindung mit dem im

Schriftsatz vom 120 September 1968 gestellten Antrag den '

an eine Anschließung an_die Revision der Beklagten zu-

wtellenden Anforderungen° Er enthält eine Begründung des

Prozeßbegehrens und ist innerhalb der für die Beklagte

laufenden devisionsbegründungsfrist eingegangen° Da der

Schriftsatz vom 150 November 1968 und der Vortrag des

Klägers in der mündlichen Verhandlung nicht erkennen

lassen? daß er ausschließlich das selbständige Rechts—

mittel der Revision einlegen wollte‚ ist davon auszugehen‚

daß jedenfalls auch — als ein Weniger — die Anschließung

an das zulässige Rechtsmittel der Beklagten gewollt ist

(RG, JW 1956„ 815; aez 165‚ 525‚ 535; BGH, LM Nr„ 4 zu
>@ 556 ZPO; BAG, AP Nr„ 1 zu @ 556 ZPO mit Anm° vo Pohle; 6

BSG, NJW 1970.> 1814)C
1'

‘
‘1

1
‘

‘
‚ ‘‚ , ——8—
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In der Sache erweist sich die Revision der Beklagten zum „"

erheblichen Teil als begründet? die Anschließung des Klägers

hingegen als unbegründet„

Zutreffend ist das Berufungsgericht bei der Berechnung des

JAV in der Weise vorgegangen? daß es zunächst nach 5 571

Abso 1 BVD das Arbeitseinkommen berechnet‚ dieses dem Ar—

beitsentgelt nach 5 573 Abso 2 RVO angepaßt und das Be—

rechnungsergebnis auf seine Vereinbarkeit mit den @@575
und 577_RVOgeprüft hat„ '

Bei der Berechnungnach 5 571 Abs° 1 RVOhat das LSGin
Übereinstimmung mit der Beklagten zutreffend die Lehrlinge-

vergütung, welche der Kläger im letzten Jahr vor seinem

Unfall erhalten hatte‚ als Arbeitseinkommen berücksichtigta

Da die Lehrlingsvergütung Arbeitslohn im Sinne des Lohn—

steuerrechts und somit Entgelt nach 5 160 Abso 1 EVO ist‚

muß sie auch als Arbeitseinkommen im Sinne des @ 571 Abs„ 1

RVG angesehen werden (vgl° auch SozR Nr° 3 zu 5 587 RVG;

Brackmann9 Handbuch der Sozialversicherung9 1° bis 70 Aufl°9

Bd° II2 SD 310 a7 b‚ q; Lauterbach‚ Gesetzliche UV7 30 Aufl„9

Bdo I‚ so 419 Anm„ 2 c zu @571)°

Die Frage9 ob die Berechnung des Arbeitseinkommens für die

beschäftigungslosen Tage Vom Ende der 1Jehrzeit bis zum Be—

ginn der Tätigkeit des Klägers als Maschinenarbeiter (1° bis

4„ Oktober 1964) durch das Berufungsgericht dem Gesetz ent—

spricht (5 571 Abso‚1 Satz 2 EVO — vgl° Lauterbach7 aaO,

Bd„ I, so 422 Anm° 4 a zu 5 571 RVO), kann dahingestellt

bleiben‚ weil das LSG im Grunde zutreffend — entgegen der

Meinung der Beklagten — die Voraussetzungen des @ 575 Abs„2

RVO als vorliegend erachtet hat und die Anpassung nach die—

ser Vorschrift zu einem Ergebnis führt‚ welches hier in
'

jedem Falle über dem nach @ 571 RVO errechneten Arbéitsein—

kommen liegto

_9_.
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Der Kläger hat als
Maschinenarbeiter tom 5° Oktober 1964

an Arbeiten der Tätigkeitsgruppe 4 (einfache Arbeiten, die

ohne vorherige Arbeitskenntnisse nach einem Anlernen;bis.

zu vier Monaten ausgeführt werden können, mit mehr als

nur geringen körperlichen Anforderungen) des damals gelten—.

den Lohnrahmentarifvertrags für die gewerblichenArbeit— '
nehmer in der Metallinduetrie des nordwestlichen Nieder—

sachsens verrichteto Die im Zeitpunkt des Unfalls gültige

Lohntafel II enthielt für diese Arbeiten Tarifgrundlöhne9

‚Tariflöhne für Zeitlöhner von der 9° Woche an sowie einen

Akkordrichtsatz° Mit Ausnahme des Akkordrichtsatzes waren

die Löhne nach dem Lebensalter abgestuftg'Da sonach für

die in der Tätigkeitsgruppe 4 zusammengefaßten Arbeiten
‘tariflich Löhne mit verschiedenen Lebensaltersstufen fest—

gesetzt waren9 sind die Voraussetzungen für die Anpassung

nach € 573 Abs° 2 EVO gegeben° Zutreffend hat das Berufungs—

gericht es hierbei — entgegen der Ansicht der Beklagten —
als zulässig erachtet, bei der Berechnung des JAV vom
Tariflchn des im Unfallzeitpunkt erreichten Lebensalters

auszugehen° Es mag zwar sein‚ daß der Gesetzgeber bei die—

ser Regelung Vor allem jugendliche Verletzte begünstigen

wollte9 welche eine höhere Lohnstufe erst nach dem Arbeits—

unfall erreichen konnten (vglu Bundestags—Drucksäche IV/
.

938 (neu) SO 11 zu 5 574 Abs° 2 — "spätere Lebensjahre")°

Der Gesetzeswortlaut schließt es jedoch nicht aus? daß

die mit der Anpassung des Arbeitseinkommens verfolgte Ziel—

setzung9 die Feststellung eines alterstypischen JAV zu er—

möglichen, auch in den Fällen verwirklicht wird‚ in denen —
wie hier — das für eine Lohnstufe maßgebliche Lebensalter

im Zeitpunkt des Arbeitsunfalls bereits erreicht war
(Lauterbach9 aaO, Bd° 19 SO 431 Anm° 12 zu 5 573 und das
dert zitierte Rundschreiben des Hauptverbandes der gewerb—

lichen Berufsgenossenschaften VB 105/68)° Da der Kläger

! ‘
.

„. 1

‘ 1 \ ‘ - 10 —
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damals das 18° Lebensjahr vollendet hatte, ist der

Tariflohn für Arbeitnehmer über 18 Jahre zugrunde

zu legen° '

Allerdings ist das LSG bei der Berechnung des Ar——

beitsentgelts nach 5 575 Abs, 2 EVO unzutreffender—

weise vom Akkordlohn ausgegangen° Daran ist das Revi—

sionsgericht jedoch nicht nach 5 163 SGG gebunden, weil

dem eine — wenn auch schematische — rechtliche Wertung

zugrunde liegt° Das vom Berufungsgericht gewonnene Er—

gebnis beruht weiterhin auf der vom erkennenden Senat

im Urteil vom 27, Februar 1970 (BSG 31, 38) nicht ge—
billigten Rechtsauffassung, daß es nicht darauf ankomme,

ob der Tarifvertrag Lohnabstufungen nach einem bestimmten

Lebensalter vorsehe° Dem erkennenden Senat ist es deshalb

nach 5 162 Abs() 2 SGG nicht verwehrt, die Bestimmungen

des nichtrevisiblen Tarifvertrags (BSG 6, 41, 45) anzu—
wenden, welche das LSG auf Grund seiner unzutreffenden

&echtsauffassung nicht berücksichtigt hat (BSG 5, 77, 80;

7, 122, 125; 13, 206, 212; SozR Nr° 99 zu 5 162 SGG; Brack—

mann, aaO, Bd° II S° 252 y)° '

Nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats läßt @ 575

Abs° 2 BVD eine Anpassung nur an das Arbeitsentgelt zu,

welches von der Vollendung eines bestimmten Lebensalters

abhängig ist (BSG 31, 38, 41; Lauterbach, aaO, Bd° I,

So 431 Anm° 15 zu 5 573; Windelen, SGb 1970, 408)° Deshalb}

müssen bei der Berechnung des JAV nach dieser Vorschrift

Lohnsteigerungen unberücksichtigt bleiben, bei denen es

auf das Lebensalter des Beschäftigten nicht ankommt, Ent—

gegen der Auffassung des LSG sind daher weder der Akkord—

richtsatz noch die Leistungszulage, welche nach dem Tarif-

vertrag von der 90 Woche einer Beschäftigung im Betrieb an

gezahlt wird, Arbeitsentgelt im Sinne von 5 573 Abs, 2 RVO°

\ -11—
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Unter Anwendung der zur Zeit des Arbeitsunfalls geltenden

tariflichen Bestimmungen ist sonach für einen vergleich—

baren Arbeiter in der Tätigkeitsgruppe 4 von einem alters—

abhängigen Grundlohn von 2,21 DM auszugehen, Bei einer

wöchentlichen Arbeitszeit von 41 1/4 Stunden ergibt sich

ein Arbeitsentgelt von 4,740745 DM„ Dieser Betrag liegt

über dem Dreihundertiachen des Ortslohns (@ 575 Abs„ 1

RVG)°

Nach Lage des Falles kann dieser JAanicht als in erheb—

lichem Maße unbillig im Sinne von 5 577 Satz 1 R70 ange-
sehen werden° '

Die Beurteilung der Frage, ob ein naeh den @@571 - 576

RVO errechneter JAV in erheblichem Maße unbillig ist,

liegt nicht im Ermessen des Versicherungsträgers; dieser

hat insoweit auch keinen — beschränkt nachprüfbaren — Be—

urteilungsspielraum (vgl° BSG 7, 269, 272; Brackmann, aaO,

IBd„ II, S; 574 a; Lauterbach, aaO, Bd° I, 3° 446 Anm„ 5

zu @ 577; RVO—Gesamtkommentar S, 104/21 Anm° 5 zu 5 577)°

Zwar ist streitig geworden, ob der Gesetzesbegriff "un—

billig" in 5 131 Abs° 1 der Abgabenordnung (AO) dahin

auszulegen ist, daß der Verwaltungsbehörde außer einem

(Handlungs—) Ermessen eine Beurteilungsermächtigung ein—

geräumt ist (BVerwG, DVBl 1970, 543 entgegen BFHE 75, 59;

81, 572, 577): Diese Kontroverse hat jedoch für die Aus—

legung des 5 577 RVO schon wegen der zwischen einem Härte—

erlaß nach @ 131 A0 und der Feststellung des JAV nach

billigem Ermessen nach Form, Inhalt und Zweck bestehenden

unterschiedlichen Regelungen keine Bedeutung, Der Senat

sieht somit keinen Anlaß, seine bisherige Rechtsansicht

(BSG 7, 269, 272) aufzugeben und 5 577 EVO eine Beurteiw
lung3ermächtigung zugunsten des Versicherungsträgers zu

1
_12—_
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entnehmeno Das Gericht kann die unter Berücksichtigung

aller Umstände des Einzelfalles vorzunehmende Wertung9

ob ein nach den 55 571 — 576 berechnetes JAV in erheb—

lichem Maße unbillig ist9 selbst vollzieheno Auch

wegen der Gewährleistung eines möglichst lückenlosen

gerichtlichen Schutzes (Art„ 19 Abs„ 4 GG) ist der
Auslegung der Vorzug zu geben? welche die volle Nach—

prüfbarkeit ermöglicht (BVerfGE 159 275, 281; BVerwGE

219 1849 187; 269 659 74; 319 1499 152; BFHE 909 461,

466)° - ' ‘

Bei der häufig nicht einfach zu entscheidenden Frage,

wann die Festsetzung des JAV in erheblichem Maße un—

billig ist, können nach der Auffassung des erkennenden

Senats die nach @ 577 Satz 2 RVO bei der Feststellung

ides JAV zu beachtenden Gesichtspunkte (Fähigkeiten9

Ausbildung und Lebensstellung des Verletzten9 seine

oder eine vergleichbare Erwerbstätigkeit) nicht unbe-

rücksichtigt bleiben„ Der Senat verkennt nicht‚ daß

bei jugendlichen Verletzten die im Zeitpunkt des Unfalls

ausgeübte Erwerbstätigkeit von Bedeutung sein kann„

Angesichts der in den 55 571 bis 576 EVO zum Ausdruck
gelangten Grundvorstellungen des Gesetzgebers‚ nach

denen es grundsätzlich auf die Verhältnisse vor dem

Unfall ankommt und kurzzeitige Einkommenslagen für

den JAV nicht bestimmend sind (BSG 51‚ 38‚ 40; SozR

Nr° 7 zu @ 581 RVO; BT—Druckso IV/938 (neu) 80 11

zu @574)? und des vom erkennenden Senat zu 5 573 Abso 2
EVO gewonnenen Ergebnisses ist indessen der Unterschiede—

betrag zu dem Lohn9 den der Kläger als Akkordarbeiter

verdient hat9 nicht so noch? daß nach Lage des Falles

von einer erheblichen Unbilligkeit gesprochen werden
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‘ „ ‘ 1 1’:.
. 1 ." :;_

könnte„ Es können hierbei die Dauer der im Zeitpunkt des

Unfalls verrichteten Tätigkeit sowie der Umstand nicht un—

‚berücksichtigt bleiben9 daß die beruflichen Qualifikationen‚

welche der Kläger durch seine Berufsausbildung als Feinmecha—

niker erworben hatte? für die Akkordarbeit als Maschinenar—

heiter nicht erforderlich warenoj [„ 1‚>' Hil— '

Da die Sache entscheidungsreifist,
warlunter

Änderung der

Entscheidungen der Vorinstanzen_und der Beklagten gemäß 5

170 Abs; 2 Satz 1 SGG der JAV auf 4„740,45 DM festzusetzen°

Bei der Ausführung dieses Urteils wird die Beklagte nach

5 573 Abs° 2 BVD zu beachten haben‚ daß der maßgebliche

Tarifvertrag eine weitere Lohnerhöhung von der Vollendung

des 21° Lebensjahres ab vorsaho
1 11:

‚ 1*’»

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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